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1. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 

Der Ausschuß für Beamtenrecht (25. Ausschuß) 
hat den ihm mit Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 26. November 1952 überwiesenen Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts (Drucksache Nr. 3847) 
neben dem Entwurf eines Bundesbeamtengesetzes 
(Drucksache Nr. 2846) beraten. 

Da die Erhöhung der hinter der Entwicklung der 
Preis-, Gehalts- und Lohnverhältnisse zurückge- 
bliebenen Besoldung der Bundesbeamten und der 
Versorgungsberechtigten des Bundes vom Haus- 
haltsjahr 1953 an eine neue Regelung verlangte, 
hat der Ausschuß die dafür notwendigen Bestim- 
mungen nach Benehmen mit den Bundesministe- 
rien des Innern und der Finanzen und der Kon- 
ferenz der Finanzminister der Länder in den Ge- 
setzentwurf als Kapitel IV b aufgenommen. 

Zu den wesentlichen Änderungen des Gesetz- 
entwurfes sind folgende Erläuterungen notwendig: 

Zu Kapitel I, § 1, Ziff. 1 a: 

Bei der Befreiung des Wohnungsgeldzuschusses 
hielt es der Ausschuß für notwendig, die Bestim- 
mung umzuarbeiten, die das Besoldungsgesetz in 
§ 9 Abs. 4 für verheiratete Beamte trifft. Nach die- 
ser Bestimmung erhält die verheiratete Beamtin den 
halben Wohnungsgeldzuschuß. Dieser halbe Woh- 
nungsgeldzuschuß entfällt, wenn der Ehemann als 
Beamter oder Angestellter im öffentlichen Dienst be- 
reits Wohnungsgeldzuschuß bezieht. Wenn beide 
Ehegatten Angehörige der Bundesverwaltung sind, 
wird nur ein Wohnungsgeldzuschuß und zwar der 
höhere bezahlt. Der volle Wohnungsgeldzuschuß 
kann verheirateten weiblichen Beamten bewilligt 
werden, die zur ehelichen Gemeinschaft nicht ver- 
pflichtet oder genötigt sind, für den Unterhalt der 
Familie ganz oder überwiegend zu sorgen. Trotz 
dieser angemessenen Regelung des besonderen Tat- 
bestandes als Voraussetzung für den Wohnungsgeld- 
zuschuß für verheiratete Beamte bestanden Beden- 
ken über seine Fortgeltung über den 31. März 1953 
hinaus wegen des Gleichheitssatzes für Mann und 


Frau in Artikel 3 Abs. 2 und des Artikels 117 des 
Grundgesetzes. Das Gesetz kann den Wohnungs- 
geldzuschuß nur für verheiratete Bundesbeamte 
und demnach für beide Ehegatten dann regeln, 
wenn beide Bundesbeamte sind oder wenn ein 
Ehegatte als Beamter und einer als Angestellter 
im Bundesdienst steht oder Versorgungsberech- 
tigter des Bundes ist. 

Der Ausschuß hat dem Gleichheitssatz dadurch 
Rechnung getragen, daß er jedem der Ehegatten, 
die im Bundesdienst stehen, einen Anspruch auf 
ein Wohnungsgeld — wenn auch nicht auf ein Woh- 
nungsgeld in voller Höhe — zuerkennt, jedoch die 
Folge ausschließt, daß jeder Ehegatte für die doch 
gemeinsame Wohnung den vollen Wohnungsgeld- 
zuschuß erhält und beide gemeinsam aus dem 
Gieichheitssatz einen persönlichen Vorteil durch 
einen unangemessenen hohen Wohnungsgeldzu- 
schuß erzielen. Der neue Absatz 4 des § 9 sieht 
deshalb vor, daß verheiratete Beamte, deren Ehe- 
gatte Beamter, Versorgungsberechtigter oder An- 
gestellter im öffentlichen Dienst ist, und denen ein 
Kinderzuschlag nicht zusteht, den Wohnungsgeld- 
zuschuß der nächstniedrigeren Tarifklasse erhalten. 
Sofern den verheirateten Beamten aber ein Kin- 
derzuschlag zusteht, erhält nur einer der Ehegatten 
den vollen Wohnungsgeldzuschuß und zwar der- 
jenige, dem der Wohnungsgeldzuschuß der höheren 
Tarifklasse zusteht, bei gleicher Tarifklasse der 
ältere Ehegatte. Dem anderen Ehegatten im Bun- 
desdienst steht dann nur der Wohnungsgeldzu- 
schuß der nächstniedrigeren Tarifklasse zu. 

Ist jedoch ein Ehegatte Beamter eines Landes 
oder einer Gemeinde, so haben diese Dienstherren 
die Möglichkeit, diese für Bundesbeamte geltende 
Bestimmung anzuwenden. 

Zu Kapitel I, § 1, Ziff. 2: 

Der § 10 Abs. 1 der Regierungsvorlage hat inso- 
fern eine Erweiterung erhalten, als der Anspruch 
eines ledigen Beamten auf das volle Wohnungs- 
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geld dadurch nicht erlischt, daß er das in den Haus- 
stand dauernd aufgenommene Kind ohne Aufhe- 
bung des Familienzusammenhanges auf seine Ko- 
sten anderweitig unterbringt. Diese Erweiterung 
ist mit Rücksicht auf die berufliche Ausbildung 
des Kindes oder auf seine vorübergehende Unter- 
bringung aus gesundheitlichen Gründen notwendig, 
da dem Beamten während dieser Zeit eine Ein- 
schränkung seines Aufwandes für die Wohnung 
nicht möglich ist. 

Ferner soll den ledigen Beamten der volle Woh- 
nungsgeldzuschuß gewährt werden, solange sie im 
eigenen Hausstand aus gesetzlicher oder sittlicher 
Verpflichtung Angehörigen Wohnung oder Unter- 
halt gewähren. 

Zu Kapitel 1, § 1, Ziff. 6: 

Bei der Staffelung des Kinderzuschlages ist der 
Ausschuß dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt 
und hat die Beträge statt auf 20, — , 30, — und 40, — 
DM auf 25, — , 30, — und 35, — DM festgesetzt, ge- 
währt aber den Kinderzuschlag von 30, — DM nicht 
bis zum vollendeten 16., sondern bis zum voll- 
endeten 14. Lebensjahr und läßt demnach den Kin- 
derzuschlag von 35, — DM mit dem 15. Lebensjahr 
beginnen. Der Ausschuß will dadurch dem Auf- 
wand für kleine Kinder und den erhöhten Anfor- 
derungen der Berufsausbildung der Kinder Rech- 
nung tragen. 

Zu Kapitel 1, § 2, 1, Besoldungsordnung A: 

Die Ziffern 3, 4a, b Buchst, bb, c, 5, 6, 7, 8, 9, 
10, 11, 12, 13, 14, 15, 17 b und Kapitel IV und Ka- 
pitel V Abs. 2, 3 und 4 entfallen wegen der später 
begründeten Vorschläge des Ausschusses für die 
Verbesserung der Besoldung der Lehrkräfte und 
für die Streichung der Bestimmungen für die Be- 
soldung der Richter. 

Zu Kapitel I, § 2, Ziff. 13, Buchst, b und c und 
Ziff. 14, Buchst, a: 

Der Ausschuß hat die Bestimmungen des Ent- 
wurfes der Bundesregierung aus zwei Gründen 
gestrichen. Die Verbesserung der Möglichkeiten 
von Vorrückungen durch eine Ermächtigung zur 
Gewährung einer ruhegehaltfähigen und unwider- 
rufliche Stellenzulage an ein Sechstel der Amts- 
gerichtsräte und Oberamtsrichter und einer Stellen- 
zulage zwei Jahre nach Erreichung des Endgrund- 
gehaltes hielt der Ausschuß auch in einem Not- 
gesetz für eine zu schematische und deshalb un- 
zweckmäßige Lösung, die Bezeichnung als Bewäh- 
rungszulage für bedenklich. Der Bundesrat hat die 
Einbeziehung der Landgerichtsräte und Staatsan- 
wälte in die Verbesserungsmaßnahme wenn auch 
im anderen Ausmaße vorgeschlagen. Die Laufbahn 
der Richter und Staatsanwälte ist aber in den süd- 
deutschen und norddeutschen Ländern verschieden. 
Die Ermöglichung der Vorrückungen ist für die 


Richter und Staatsanwälte eine organisatorische 
Aufgabe der Länder. Die Richter und Staatsanwälte 
legen selbst das Gewicht auf die Berücksichtigung 
ihrer im Grundgesetz festgelegten Stellung neben 
der Gesetzgebung und Verwaltung im Besoldungs- 
wesen und nicht auf den Ausgleich des Mangels 
an Vorrückungen durch Zulagen. 

Zu Kapitel II, § 3, Ziff. 9: 

Die Mehrheit des Ausschusses hat in § 30 des 
Gesetzentwurfes die Worte „oder nach Anhörung'* 
gestrichen, weil sie diese Worte mit § 22 des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 (BGBL 
S. 955) nicht für vereinbar hielt. Nach dem im 
Gesetzentwurf vorgeschlagenen § 30 würde der 
Bundesminister für Verkehr die Befugnis erhalten 
haben, Ausführungsbestimmungen zu den Bestim- 
mungen der Besoldungsordnung selbst nicht nur 
auf den Vorschlag des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn, sondern auch aus eigenen Vorgehen, 
aber nach Anhörung des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn und im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen zu erlassen. 

Dagegen räumt der § 22 des Bundesbahngesetzes 
dem Bundesminister für Verkehr lediglich das 
Recht ein, auf Vorschlag des Vorstandes der Deut- 
schen Bundesbahn im Einverständnis mit dem Bun- 
desminister der Finanzen ergänzende Bestimmun- 
gen über die Besoldung und über die Reise- und 
Umzugskosten der Bundesbahnbeamten zu erlas- 
sen, soweit die Eigenart des Betriebes es erfordert. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt eine Erwei- 
terung der Befugnis des Bundesministers für Ver- 
kehr über den § 22 des Bundesbahngesetzes hinaus 
als dieser Bestimmung und der Absicht des Bun- 
desbahngesetzes widersprechend für nicht ver- 
tretbar. 

Zu Kapitel IV: 

Die Ermächtigung des Bundesministers der 
Finanzen, im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster des Innern und mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechts Verordnung Richtlinien über die 
Besoldung der leitenden Kommunalbeamten zu er- 
lassen, hat der Ausschuß wie der Bundesrat, wenn 
auch aus anderen Gründen, abgelehnt. Der Aus- 
schuß hat nicht verkannt, daß erhebliche Fehler bei 
der Festsetzung der Besoldung der leitenden Kom- 
munalbeamten vorgekommen sind. Dem Ausschuß 
war es weiter bekannt, daß die kommunalen Spit- 
zenverbände diese Richtlinien erstreben. Die Er- 
mächtigung zum Erlaß dieser Richtlinien steht aber 
in so offenkundigem Gegensatz zu dem immer wie- 
der betonten Grundsatz der gemeindlichen Selbst- 
verwaltung, daß der Ausschuß einstimmig zur Ab- 
lehnung der vorgesehenen Bestimmung gekommen 
ist. Die Verschiedenheit der Gemeindeverfassungen 
und der gemeindlichen Aufgaben macht sol^e 
Richtlinien nicht möglich. Die Größe der Städte und 
Landkreise nach der Bevölkerungszahl bietet kei- 
nen Maßstab. Der Vergleich mit den Gehältern der 
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Staatsbeamten ist unzutreffend, weil die Aufgaben 
der leitenden Kommunalbeamten einen verschie- 
denen Inhalt und Charakter haben, und weil die 
Anstellungsbedingungen verschieden sind. Die Er- 
fahrungen mit dem früheren Erlaß von Richtlinien 
und den zu ihrer Durchführung eingerichteten 
Schiedsgerichten sind nicht befriedigend gewesen. 
Der Ausschuß glaubt, daß Vereinbarungen der 
kommunalen Verbände oder Maßnahmen der Län- 
derregierungen die Aufgabe im Hinblick auf das 
Gemeinderecht eher erfüllen können als eine 
Rechtsverordnung des Bundesfinanzministers selbst 
mit Zustimmung des Bundesrates. 

Zu Kapitel IV a: 

Der Ausschuß hat die Verbesserung der Lehrer- 
besoldung in dem Gesetzentwurf nicht nur deshalb 
belassen, weil die Verringerung des Zuganges zum 
Volksschuldienst besorgniserregend ist, sondern 
weil die jungen Leute, die geneigt sind, sich dem 
Schulberuf zuzuwenden, wegen der in der Aus- 
gestaltung befindlichen Berufsausbildung die 
Sicherheit haben müssen, daß die Träger der Volks- 
schulen bereit sind, die beruflichen Aussichten der 
Junglehrer in Bezug auf die Besoldung und die 
möglichen Vorrückungen zu verbessern. 

Im. Ausschuß bestand jedoch keine Übereinstim- 
mung über das bei der Verbesserung der Lehrer- 
besoldung einzuschlagende Verfahren. 

Die Mehrheit war der Anschauung, daß die Vor- 
schläge des Entwurfes der Bundesregierung, bis zu 
einem Sechstel der Volksschullehrer bei Bewäh- 
rung zwei Jahre nach Erreichen des Endgrund- 
gehaltes ruhegehaltfähige und unwiderrufliche 
Stellenzulagen von 500, — bis 800, — DM zu ge- 
währen und Verbesserungen für andere Gruppen 
ebenfalls durch Zulagen zu versuchen, ein unge- 
eignetes und wenig Erfolg versprechendes Verfah- 
ren sei. Die Mehrheit ging von der Erfahrung aus, 
daß die Volksschullehrer erst 1939 in die Reichs- 
besoldungsordnung aufgenommen wurden, daß die 
dadurch herbeigeführte einheitliche Regelung in 
vielen Ländern zur Verschlechterung der Lehrer- 
besoldung geführt hat, und daß es erst im Jahre 
1943 gelungen ist, die größten Härten der einheit- 
lichen Regelung zumeist durch ein Zulagensystem 
für die damaligen Inhaber der Schulstellen zu be- 
heben oder wenigstens zu erleichtern. In den letz- 
ten Jahren haben Baden, Bayern und Hamburg die 
Verschlechterung der Lehrerbesoldung wieder be- 
seitigt. In anderen Ländern, wie im pfälzischen Teil 
des Landes Rheinland-Pfalz und im ehemaligen 
oldenburgischen Gebiet des Landes Niedersachsen 
streben viele Lehrer wieder die Regelung an, die 
vor der Reichsbesoldungsordnung von 1939 bestan- 
den hat. Unter diesen Voraussetzungen hielt cs der 
Ausschuß für verfehlt, der Besoldung der Volks- 
schullehrer ein neues schematisches System von 
Verbesserungen in der Form von Zulagen aufzu- 
zwingen, das im Widerspruch zu den inzwischen 
getroffenen und durchgeführten Regelungen und 


zu den Erwartungen eines großen Teiles der Volks- 
schullehrer stehen würde. Die Mehrheit hielt aus 
dem gleichen Grunde die von der Minderheit be- 
antragte, einheitliche Zulage von 800, — DM zu 
dem Endgrundgehalt eines noch zu bemessenden, 
aber jedenfalls größeren Teiles als ein Viertel für 
nicht durchführbar. Die Mehrheit war weiter der 
Anschauung, daß der Ausbau der Gewährung von 
Zulagen, die bisher für Nebenfunktionen oder zur 
Überbrückung von individuellen Nachteilen von 
Besoldungsregelungen vorgesehen waren, die Be- 
soldungsordnung systemlos und unübersichtlich 
gestaltet und die einzelnen Besoldungsbezüge wei- 
ter aufspaltet. Die Mehrheit kam durch diese Er- 
fahrungen und Erwägungen zu dem Beschlüsse, die 
Verbesserung der Lehrerbesoldung auf der entstan- 
denen Grundlage den Ländern als den Trägern der 
Volksschule zu überlassen, sie lediglich zu diesem 
Zweck zu ermächtigen, von den Sperrbestimmun- 
gen des Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts abzuweichen und Vor- 
schriften zur Verbesserung der Besoldung der 
Lehrer in diesem Rahmen zu erlassen. Dieses Ver- 
fahren zur Verbesserung der Besoldung und der 
Möglichkeit der Vorrückung der Volksschullehrer 
mußte folgerichtig auch auf die übrigen Lehrkräfte 
Anwendung finden. 

Der Gesetzentwurf sieht deshalb jetzt die Er- 
mächtigung der Länder vor, in Abweichung von 
den Sperrbestimmungen des Ersten Besoldungs- 
änderungsgesetzes Vorschriften zur Regelung fol- 
gender Aufgaben zu erlassen: 

Die Länder können bestimmen, daß die Bezüge 
der Volksschullehrcr mit der bisher dritten Dienst- 
altersstufe der Besoldunggruppe A 4 c 2 beginnen. 
Sie können das weitere Aufsteigen innerhalb die- 
ser Besoldungsgruppe nach Zweckmäßigkeit fest- 
legen. Damit will der Ausschuß die Regelung der 
Anfangsgehälter der Junglehrer nach dem Vor- 
schlag des Bundesrates ermöglichen. Folgerungen 
für andere Gruppen von Beamten hielt der Aus- 
schuß aus dem Grunde nicht für vertretbar, weil 
die Ausgestaltung der Vorbildung für den entspre- 
chenden Nachwuchs nicht vor so grundsätzlichen 
Änderungen wie für den Nachwuchs des Volksschul- 
dienstes steht. Außerdem können die Länder die 
Verschlechterungen der Besoldung und Versorgung 
beseitigen, die die Einführung der Rcichsbesol- 
dungsordnung für die Lehrer gebracht hat, und 
die die Änderungen bis 1943 nicht ganz behoben 
haben. Endlich sollen die Länder ermächtigt wer- 
den, für einen Teil der Lehrkräfte aller Schularten 
und der fachlichen Schulaufsichtsbeamten angemes- 
sene Verbesserungen ihrer Besoldung herbeizufüh- 
ren, um die schlechten Möglichkeiten der Beför- 
derung gegenüber anderen vergleichbaren oder 
gleichzubewertenden Beamtengruppen auszuglei- 
chen. Damit will der Ausschuß die gebotene Not- 
lösung in der Angleichung an die Gegebenheiten 
bei den Schulträgern erleichtern, ohne einer grund- 
sätzlichen neuen Ordnung der Lehrerbesoldung 
vorzugreifen. 
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Dagegen hat der Ausschuß mit weit überwiegen- 
der Mehrheit beschlossen, die im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vorgesehene Aufnahme der Stel- 
len der Lehrer an den Berufs- und Gewerbeschulen 
in die Bundesbesoldungsordnung zu streichen. 
Die Lehrziele und die Anforderungen bei Lehrkräf- 
ten der Berufs- und Gewerbeschulen, deren Träger 
die Länder oder die größeren Städte sind, weichen 
sehr stark voneinander ab. Die Anforderungen an die 
Berufsausbildung der Lehrkräfte sind überdies so 
sehr in der Entwicklung begriffen, daß eine ein- 
heitliche Bundesbesoldungsordnung zu den gleichen 
Schwierigkeiten wie die Reichsbesoldungsordnung 
von 1939 geführt hätte. Für den Beschluß des Aus- 
schusses war aber die Sicherheit entscheidend, daß 
die im Gesetzentwurf vorgesehene Eingruppierung 
der Stellen der Lehrer an den Berufs- und Ge- 
werbeschulen die dauernde Herabdrückung der 
Lehrziele, Lehrkräfte und Leistungen an den wert- 
vollsten Schulen besonders des Landes Baden-Würt- 
temberg, aber auch der Städte in anderen Län- 
dern bedeutet hätte. Diese hochstehenden Berufs- 
und Gewerbeschulen, deren Errichtung und Aus- 
gestaltung zum Teil seit hundert Jahren im engen 
Zusammenhang mit der Entwicklung der Industrie 
und des Handels in bestimmten Wirtschaftsgebieten 
steht, konnte der Ausschuß dem Grundsatz der Ein- 
heitlichkeit der Besoldung der Lehrkräfte nicht 
opfern. 

Der Ausschuß hat in Ausführung des Beschlusses 
des Bundestages vom 26. November 1952 geprüft, 
ob er ohne erhebliche Verzögerung seines Berich- 
tes über den Gesetzentwurf hinausgehende in ihn 
einzuarbeitende Vorschläge unterbreiten kann. 

Zu dieser Prüfung hat den ersten Anlaß der An- 
trag der Minderheit gegeben, den technischen Be- 
amten Zulagen von 480, — bis 840, — DM zu gewäh- 
ren. Zu diesem Antrag hat der Ausschuß die Ver- 
treter der Bundesbahn und der Bundespost gehört. 
Sie haben erklärt, daß sie zwar Vorschläge für die 
Verbesserung einzelner Beamtengruppen haben, 
daß ihre Berücksichtigung jedoch das Svstem der 
Besoldungsordnung beeinflussen und zu Folgen für 
andere Gruppen führen müßte, weshalb diese Vor- 
schläge für die große Besoldungsreform vorgesehen 
sind. Außerdem sind bei der Bundesbahn und bei 
der Bundespost Verwaltungsstellen mit Technikern 
versehen. Die Berücksichtigung der Beamten im 
maschinen- und bautechnischen Dienst des Bundes 
hätte zu Erhebungen geführt, die die Erledigung 
der Aufgabe zweifellos verzögert haben würde. 
Noch weitere Erhebungen wären notwendig gewor- 
den, wenn wegen der mittelbaren Wirkung des Ge- 
setzes auf die Länder und Gemeinden auch zur Be- 
urteilung der finanziellen Folgen die zahlreichen 
und verschiedenen technischen Beamten in den Län- 
dern und Gemeinden hätten berücksichtigt werden 
müssen. 

Infolgedessen konnte die Mehrheit dem Antrag 
der Minderheit nicht entsprechen. Eingaben lagen 
vor von den Archivbeamten, den Universitätsbib- 
liothekaren, den Rechtspflegern. Da es sich hier um 


Länderbeamte handelte, wären weitgehende und 
eingehende Erhebungen notwendig geworden. 
Außerdem haben diese Eingaben Fragen aufgewor- 
fen, die nicht in dieses Gesetz, sondern in die zu 
erwartende Besoldungsordnung gehören und vor 
allem die grundsätzliche Frage, ob ein Besoldungs- 
rahmengesetz diese Aufgaben zu lösen imstande 
ist. Infolgedessen hat sich der Ausschuß zur alsbal- 
digen Verabschiedung des eiligen Gesetzes auf den 
Rahmen des Gesetzentwurfes beschränken müssen. 

Zu Kapitel IV b: 

Wie bereits hervorgehoben, hat der Bund im lau- 
fenden Haushaltsjahr den Bundesbeamten zwei 
außerordentliche Zahlungen gewährt, und zwar im 
Juni 1952 ein der Einkommensteuer unterliegendes 
halbes Monatsgehalt und im Dezember eine nicht 
zu versteuernde Zuwendung von 30 v. H. und 
außerdem die vom Lande Nordrhein-Westfalen 
schon vorher beschlossene Dezember-Zuwendung 
von 30, 50 und 15 DM. Die zweite Maßnahme er- 
folgte auch deshalb, weil der Bundesbahn, der Bun- 
despost und den Gemeinden die Einkommensteuer 
aus diesen Zahlungen nicht zugeflossen wäre und 
sie deshalb die den Beamten verbleibenden Be- 
züge und sie die dem Bund und den Ländern zu- 
fließenden Einkommensteuerbeträge hätten auf- 
bringen müssen. 

Für das neue Haushaltsjahr war eine im vor- 
hinein klare Regelung der Besoldung notwendig. 
Deshalb hat der Ausschuß — wie bereits hervorge- 
hoben — beschlossen, sie in diesen Gesetzentwurf 
einzuarbeiten. 

In den Beratungen sind zwei Gesichtspunkte her- 
vorgetreten; Die Wiederholung ähnlicher einmali- 
ger Zuwendungen an die Beamten oder die Erhö- 
hung der laufenden Bezüge. Für die erste Form 
wurden Gründe wirtschaftspolitischen Charakters 
und finanzielle Rücksichten auf die Bundesbahn, 
die Bundespost, die Länder, die Gemeinden und 
die kommunalen Versorgungs- und Verkehrsbe- 
triebe geltend gemacht, für die zweite Maßnahme 
die Angemessenheit laufender Erhöhungen für die 
Beamtenbesoldung. Der Ausschuß hat nach einge- 
henden Beratungen beschlossen, die Stammgrund- 
gehälter vom 1. April 1953 an um zwanzig vom 
Hundert zu erhöhen. Der Haushaltsausschuß hat 
sich diesem Beschluß angeschlossen. 

Bonn, den 25. Februar 1953 

Dr. Kleindinst 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Besoldungsrechts mit 
den aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen zuzustimmen; 
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2. die nachfolgend aufgeführten Anträge für erle- 
digt zu erklären: 

a) Antrag der Fraktion der FDP betr. Teuerungs- 
zulage für Beamte 

— Nr. 3814 der Drucksachen — 

b) Antrag der Fraktion der FDP betr. Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts 

— Nr. 3815 der Drucksachen — 

c) Antrag der Fraktion der SPD betr. Beamten- 
besoldung 

— Nr. 3841 der Drucksachen — 

d) Antrag der Fraktion der FU (BP-Z) betr. 
Erhöhung der Dienstbezüge um 20 v. H. 

— Nr. 3941 der Drucksachen — ; 

3. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 25. Februar 1953 

Der Ausschuß für Beamtenrecht 
Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Dritten Gesetzes 


zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsredits 
- Nr. 3847 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 
(25, Ausschuß)’ 


Entwurf 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

KAPITEL I 

Änderung des Besoldungsgesetzes 

S 1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) in der nach 
§ 2 Buchst, b des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) und 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 20. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) für den 
Bund geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 6 erhält folgende Fassung: 

„Die im Verhältnis eines Beamten des 
Reichs, des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder einer sonstigen Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts verbrachte 
Zeit kann im Einvernehmen mit 
der obersten Bundesbehörde auf das Be- 
soldungsdienstalter angerechnet werden. 
Eine außerhalb des Beamtenverhältnisses 
verbrachte Zeit darf nur zur Hälfte auf 
das Besoldungsdienstalter angerechnet wer- 
den und nur insoweit, als die Zeit nach 
Vollendung des 30. Lebensjahres liegt 
und für di^ spätere Beamtendienstzeit 
förderlich war. Eine Zeit ist als förderlich 
zu betrachten, wenn die in ihr ausgeübte 
Tätigkeit mindestens den Tätig- 
keitsmerkmalen der nächstniedri- 
geren Laufbahngruppe entspricht. 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

KAPITEL I 

Änderung des Besoldungsgesetzes 

S 1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) in der nach 
§ 2 Buchst, h des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) und 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 20. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) für den 
Bund geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 6 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die im Verhältnis eines Beamten 
des Reichs, des Bundes, eines Landes, 
einer Gemeinde oder einer sonstigen 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ver- 
brachte Zeit kann bei der Wiederanstel- 
lung eines früheren Beamten oder bei der 
Übernahme eines Beamten in den Bundes- 
dienst mit Zustimmung der obersten 
Bundesbehörde auf das Besoldungsdienst- 
alter angerechnet werden. Eine außerhalb 
des Beamtenverhältnisses verbrachte Zeit 
darf nur zur Hälfte auf das Besoldungs- 
dienstalter angerechnet werden und nur 
insoweit, als die Zeit nach Vollendung 
des 30. Lebensjahres liegt und für die 
spätere Beamtendienstzeit förderlich war. 
Eine Zeit ist als förderlich zu betrachten, 
wenn die in ihr ausgeübte Tätigkeit min- 
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Die Anrechnung erfolgt auf das Besol- 
dungsdienstalter der Eingangsgruppe der 
Laufbahngruppe. In den Fällen 
des Satzes 1 können die Ausführungs- 
bestimmungen die Anrechnung ois auf 
das ßesoldungsdienstalter der Anstellungs- 
gruppe ausdehnen.“ 


2. §10Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ledige Beamte bis zum vollendeten 
vierziesten Lebensjahr erhalten anstelle 
des Wohnungsgeldzuschusses, der sich nach 
§ 9 ergeben würde, den der nächstniedri- 
geren Tarifklasse. Ledige Beamte erhalten 
den Wohnungsgeldzuschuß für Ver- 
heiratete, solange sie im eigenen 
Hausstand ihrem unehelichen Kinde 
Wohnung und Unterhalt gewähren.“ 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

destens der eines Beamten der nächst- 
niedrigeren Laufbahngruppe entspricht. 

(2) Die Anrechnung erfolgt auf das Be- 
soldungsdienstalter der Eingangsgruppe 
der Dienstlaufbahn, Dabei bildet der Zeit- 
punkt der Einweisung in die Planstelle 
den Beginn des Besoldungsdienstalters in 
der Eingangsgruppe. In den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 können die Ausfüh- 
rungsbestimmungen die Anrechnung bis 
auf das Besoldungsdienstalter der An- 
stellungsgruppe ausdehnen. 

(3) Anstelle der unmittelbaren Anrech- 
nung von Vordienstzeiten nach Absatz 1 
Satz 2 auf das Besoldungsdienstalter kann 
nach § 17 verfahren werden, wenn die 
Anwendung dieser Vorschrift günstiger 
wirkt.“ 

la, § 9 Abs. 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) Verheiratete Beamte, deren 
Ehegatte Beamter, Versorgungsberech- 
tigter oder Angestellter im öffentlichen 
Dienst ist und denen kein Kinderzu- 
schlag zusteht, erhalten den Wohnungs- 
geldzuschuß der nädistniedrigeren Ta- 
rifklasse. Sofern Kinderzuschlag zu- 
steht, erhält nur einer der Ehegatten 
den vollen Wohnungsgeldzusdiuß, und 
zwar derjenige, dem der Wohnungs- 
geldzuschuß der höheren Tarif klasse 
zusteht, bei gleicher Tarif klasse der 
ältere Ehegatte.“ 

2, § 10 Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Ledige Beamte bis zum vollendeten 
vierzigsten Lebensjahr erhalten anstelle 
des Wohnungsgeldzuschusses, der sich 
nach § 9 ergeben würde, den der nächst- 
niedrigeren Tarifklasse. Ledige Beamte 
erhalten den vollen Wohnungsgeldzu- 
schuß, solange sie im eigenen Hausstand 
ihrem unehelichen Kinde Wohnung und 
Unterhalt gewähren. Ein Kind gilt auch 
dann als in den eigenen Hausstand aufge- 
nommen, wenn der Beamte es auf seine 
Kosten anderweitig unterbringt, ohne daß 
der Familienzusammenhang mit dem 
Hausstand des Beamten dauernd aufge- 
hoben sein soll. 

(2) Ledigen Beamten soll der volle 
W ohnungsgeldzuschuß gewährt werden, 
solange sie im eigenen Hausstand 
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3. § 10 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die einschränkende Bestimmung 
im Abs. 1 Satz 1 gilt nidit für Geistlidie." 

4. In § 12 Abs. 2 wird der letzte Satz ge- 
strldien. 

5. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bis zur Neuaufstellung des Orts- 
klassenverzeichnisses kann der Bundesmi- 
nister der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates in besonders begründeten 
Ausnahmefällen einzelne Orte oder Orts- 
teile in eine andere Ortsklasse einreihen." 

6. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Die Beamten erhalten für jedes 
eheliche Kind bis zum vollendeten vier- 
undzwanzigsten Lebensjahr einen Kinder- 
zuschlag. Dieser beträgt für Kinder bis 
zum vollendeten sechsten Lebensjahr mo- 
natlidi 2 0 DM, bis zum vollendeten 
sechzehnten Lebensjahr monatlich 
30 DM und bis zum vollendeten vier- 
undzwanzigsten Lebensjahr monatlich 
4 0 DM.“ 

7. § 17 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Zeit einer vollen gleichzube- 
wertenden Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst wird in vollem Umfange auf das 
Diätendienstalter angerechnet. Sonstige 
Zeiten einer vollen Tätigkeit können i m 
Einvernehmen mit der obersten 
Bundesbehörde zur Hälfte auf das Diäten- 
dienstalter angerechnet werden, soweit sie 
für die spätere Beamtentätigkeit förder- 
lich waren. Wird eine praktische Beschäfti- 
gung als Vorbedingung für die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis gefor- 
dert, so kann sie in diesem Umfange voll 
angerechnet werden, wenn die Hälfte der 
Gesamtdienstzeit dahinter zurückbleibt. 
Die hiernach anzurechnende Zeit Ist um 
die an der vorgeschriebenen Dauer des 
Vorbereitungsdienstes fehlende Zeit- 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflich- 
tung Verwandten bis zum vierten Grade, 
Verschwägerten bis zum zweiten Grade, 
Adoptiv- oder Pflegekindern oder Adop- 
tiv- oder Pflegeeltern Wohnung und Un- 
terhalt gewähren.“ 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Die Beamten erhalten für jedes 
eheliche Kind bis zum vollendeten vier- 
undzwanzigsten Lebensjahr einen Kin- 
derzusdilag. Dieser beträgt für Kinder 
bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr 
monatlich 25 DM, bis zum vollendeten 
vierzehnten Lebensjahr monatlich 30 DM 
und bis zum vollendeten vierundzwan- 
zigsten Lebensjahr monatlich 35 DM.“ 


7. § 17 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Zeit einer vollen gleichzube- 
wertenden Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst wird in vollem Umfange auf das 
Diätendienstalter angerechnet. Sonstige 
Zeiten einer vollen Tätigkeit können 
mit Zustimmung der obersten Bundes- 
behörde zur Hälfte auf das Diätendienst- 
alter angerechnet werden, soweit sie für 
die spätere Beamtentätigkeit förderlich 
waren. Wird eine praktische Beschäfti- 
gung als Vorbedingung für die Über- 
nahme in das Beamtenverhältnis gefor- 
dert, so kann sie in diesem Umfange voll 
angerechnet werden, wenn die Hälfte der 
Gesamtdienstzelt dahinter zurückbleibt. 
Die hiernach anzurechnende Zeit ist um 
die an der vorgeschriebenen Dauer des 
Vorbereitungsdienstes fehlende Zeit- 
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spanne zu verkürzen, soweit ein Vorbe- 
reitungsdienst nidit abgeleistet worden 
ist.“ 


§ 2 

Die dem Besoldungsgesetz vom 16. Dezem- 
ber 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) als Anla- 
gen beigegebenen Besoldungsordnungen A 
(aufsteigende Gehälter), B (feste Gehälter) 
und H (Hochschullehrer) sowie die Di- 
ätenordnung für die außer- 
planmäßigen Beamten in der nadi 
§ 2 Buchst, b des Gesetzes zur voriäutigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) und 
dem Zweiten Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 20. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) für den Bund 
geltenden Fassung werden wie folgt ge- 
ändert: 

I. 

Besoldungsordnung A 

1. Die Angaben über die Zuweisung zu den 

Tarif klassen des Wohnungsgeldzusdius- 

ses erhalten folgende Fassung: 

a) bei den Besoldungsgruppen 1 a, 1 b 
und 1 c 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

b) bei den Besoldungsgruppen 2 a, 2 c 1, 
2 c 2, 2 d, 2 e, 3 a, 3 b, 3 c, 3 d und 3 e 
Wohnungsgeldzuschuß: III 

c) bei den Besoldungsgruppen 4 a 1, 4 a 2, 
4 b 2, 4 c 1, 4 c 2, 4 d, 4 e, 4 f, 5 a 
und 5 b 

Wohnungsgeldzuschuß: IV 

d) bei den Besoldungsgruppen 9 a, 10 a, 
10 b und 1 1 

Wohnungsgeldzuschuß: V 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

spanne zu verkürzen, soweit ein Vorbe- 
reitungsdienst nidit abgeleistet worden 
ist.“ 

8. § 36 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 Abs. 4 und § 10 gelten ent- 
sprediend.** 

9. § 45 erhält folgende Fassung; 

„Die Ausführungsbestimmungen zu 
diesem Gesetz erlassen die Bundesmini- 
ster der Finanzen und des Innern.*" 

S 2 

Die dem Besoldungsgesetz vom 16. De- 
zember 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) als 
Anlagen beigegebenen Bcsoldungsordnun- 
gen A (aufsteigende Gehälter), B (feste 
Gehälter) und H (Hochschullehrer) in der 
nach § 2 Buchst, b des Gesetzes zur vor- 
läufigen Regeiiing der Pvcchtsverhältnisse 
der im Dienst des Bundes otehenden Per- 
sonen vom 17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 207) und dem Zweiten Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des Besolduiigs- 
rechts vom 20. August 1932 (Bundes- 
gesctzbl. I S. 582) iür den Bund geltenden 
Fassung werden wie folgt geändert: 


I. 

Besoldungsordnung A 

1 . Die Angaben über die Zuweisung zu den 
Tarif klassen des Wohnungsgcld Zuschusses 
erhalten folgende Fassung: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 
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2. Die Besoldungsgruppe 8 b wird gestridien. 

3. In Besoldungsgruppe 5 b wird eingefügt: 

„Werkstattlehrer an Berufsschulen“. 

4. In Besoldungsgruppe 4 c 2 wird 

a) eingefügt: „Technische Lehrer an Be- 
rufsschulen“, 

b) hinter „Lehrer an den Volksschulen, 
soweit nicht in der Besoldungsgruppe* 

aa) die Bezeichnung „A 4 b 2“ durch 
„A 4 a 2“ ersetzt, 
bb) eingefügt: 
die Ziffer 

c) am Schlüsse eingefügt: 

..10) Bis zu einem Sechstel der Volks- 
schullehrer einschließlich der Alleinstehenden 
und Ersten Lehrer sowie der Konrektoren 
(künftig wegfallend) können bei Bewährung 
2 Jahre nach Erreichen des Endgrundgehalts 
eine ruhegehaltfähige und unwiderrufliche 
Stellenzulage erhalten. Diese betragt bei 
Volksschullehrern 800 DM, bei Alleinstehen- 
den und Ersten Lehrern sowie bei Konrektoren 
(künftig wegfallend) 500 DM." 

5. In Besoldungsgruppe 4 c 1 wird einge- 
fügt: 

a) hinter „Konrektoren an Volksschulen 
mit mindestens 14 Schulstellen“ die 
Bezeichnung „(künftig wegfallend)“ 
sowie die Ziffer „®)“, 

b) am Schlüsse: 

„3) Können entsprechend der Fußnote 10) 
zu Besoldungsgruppe A 4 c 2 eine ruhegehalt- 
fähige und unwiderrufliche Stellenzulage von 
500 DM erhalten." 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

2. unverändert 

3. entfällt 

4. In Besoldungsgruppe 4 c 2 wird 

a) entfällt 

b) unverändert 

aa) unverändert 

bb) entfällt 

c) entfällt 

5. entfällt 


6. In Besoldungsgruppe 4 b 1 wird 6. entfällt 

a) eingefügt: 

aa) „Fachberater au Volksschulen ®),“ 
bb) am Schlüsse: 

„8) Diese Stellen müssen sidi im 
Rahmen der für bewährte Volksschul- 
lehrer zugelassenen Zahl von Zulage- 
stellen entsprechend der Fußnote 10) 
zu Besoldungsgruppe A 4 c 2 halten.*, 
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B e s c h 1 ü s s e d e s 2 5. Ausschusses 


b) gestrichen 

aa) Hauptlehrer 

als Leiter von Hilfsschulen mit 
3 und 4 Schulstellen, 
als Leiter von Volksschulen mit 
3 bis 6 Schulstellen,'' 
bb) „Rektoren als Leiter von Hilfs- 
schulen mit mindestens 5 Schul- 
stellen ^), 

Rektoren als Leiter von Volks- 
schulen mit mindestens 7 Schul- 
stellen 

cc) die Fußnote 7. 

7. Die Besoldungsgruppe 4a 2 erhält fol- 7. entfällt 

gende Fassung: 

„Besoldungsgruppe 4 a 2. Abteilung 
(abgekürzt 4 a 2) 

3600 ■— 3850 — 4100 — 4350 — 4600 — 

4800 — 5000 — 5200 — 5400 — 5600 
— 5800 Wohnungsgeldzuschuß: IV 

Berufsschullehrer ^), 

Rektoren als Leiter von Volksschulen mit 
mindestens 7 Schuls teilen'^)", 

Hauptschullehrer ^), 

Hilfsschullehrer ^), 

Mittelschullehrer (Realschullehrer) ^), 

Oberlehrer bei den Justizvollzugsanstal- 
ten, 

Oberschullehrer ^). 

Berufssdiuliehrer, bei denen auf Grund 
ihrer Lehraufgabe die Ablegung der Prü- 
fung als Diplomingenieur, Diplomhandels- 
lehrer oder Diplomlandwirt als Anstellungs- 
voraussetzung vorgeschrieben ist oder an 
die andere Sonderanforderungen gestellt 
werden, können eine ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage bis zu 1200 
DM erhalten. 

*) Bis zu einem Sechstel der Lehrer können, 
soweit sie nicht schon durch eine Zulage 
auf Grund der Fußnote^) herausgehoben 
sind, 2 Jahre nach Erreichen des Endgrund- 
gehalts eine ruhegehaltfähige und unwider- 
rufliche Stellenzulage von 400 DM er- 
halten.“ 


7 a. In Besoldungsgruppe 4 a 1 wird ein- 
gefügt: 

„Regierungsoberinspektoren und 
Regierungsinspektoren beim Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen.“ 
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8. In Besoldungsgruppe 3 d wird eingefügt; 

a) „Hauptlehrer als Leiter von Hilfsschu- 
len mit 3 und 4 Schulstellen^), 
Hauptlehrer als Leiter von Volks- 
schulen mit 3 bis 6 Schulstellcn, 
Rektoren als Leiter von Volksschulen 
mit 7 bis 15 Schulstellen 

b) hinter „Llauptschulkonrektoren an 
Hauptschulen mit mindestens 8 Klas- 
sen“ sowie hinter „Mlttelschulkonrek- 
toren an Mittelschulen mit mindestens 
8 Klassen“ die Bezeichnung „(künftig 
wegfallend)“, 

c) hinter „Hauptschulrektoren als Leiter 
von Hauptschulen mit bis zu 4 Klas- 
sen“ sowie hinter „Mittelschulrekto- 
ren als Leiter von Mittelschulen mit 
bis zu 4 Klassen“ die Ziffer 

d) am Schlüsse: 

„1) Erhalten eine ruhegehaltfähige und un- 
widerruflidie Stellenzulage von 200 DM.“ 


9. In Besoldungsgruppe 3 c wird 

a) eingefügt: 

„Leiter von Berufsschulen mit 2 und 
3 planmäßigen Lehrerstellen, 

Berufsschullehrer als Fachberater mit 
der Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
kräften in einer Berufsgruppe, wenn 
für diese Gruppe keine Fachvorsteher 
vorhanden sind,“ 

b) gestrichen: 

„Hauptschulrektoren als Leiter von 
Hauptschulen mit 5 bis 7 Klassen,“ 

„Mittelschulrektoren als Leiter von 
Mittelschulen mit 5 bis 7 Klassen,“. 

10. In Besoldungsgruppe 3 b wird 

a) eingefügt: 

„Rektoren als Leiter von Hilfsschulen 
mit mindestens 5 Schulstellen“, 

„Rektoren als Leiter von Volksschu- 
len mit mindestens 16 Schulstellen“, 

b) bei „Hauptschulrektoren“ und „Mit- 
telschulrektoren“ statt der Abgren- 
zung „mit mindestens 8 Klassen“ 

gesetzt: 

„mit 5 bis 7 Klassen“. 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 
8. entfällt 


9. entfällt 


10. entfällt 
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Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 


11. In Besoldungsgruppe 3 a wird eingefügt: 

„Leiter von Berufsschulen mit mindestens 
4 planmäßigen Lehrerstellen, soweit nicht 
in der Besoldungsgruppe A 2 c 2, 

Ständige Vertreter der in BesGr. A 2 c 2 
eingestuften Leiter von Berufsschulen, 

Fachvorsteher an Berufsschulen mit min- 
destens 14 planmäßigen Lehrerstellen, 
darunter mindestens 4 Stellen derselben 
Fachrichtung oder Berufsgruppe". 

12. In Besoldungsgruppe 2d wird eingefügt: 

„Hauptschulrektoren als Leiter von 
Hauptschulen mit mindestens 8 Klassen, 

Mittelschulrektoren (Realschulrektoren) 
als Leiter von Mittelschulen (Realschulen) 
mit mindestens 8 Klassen“, 


13. In Besoldungsgruppe 2 c 2 wird eingefügt: 

a) „Leiter von Beruf ssdiulen mit minde- 
stens 2QQQ Schülern oder Sdiülerinnen 
und mindestens 14 planmäßigen Leh- 
rerstellen“, 


b) hinter 

„Amtsgerichtsräte“ 

„Studienräte“ 


die Ziffer „4)“, 


c) am Schlüsse: 

„4) Bis zu einem Sechstel der Amtsgeridits- 
räte und der Studienräte können 2 Jahre nach 
Erreichen des Endgrundgehalts eine ruhe- 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellen- 
zulage von 800 DM erhalten“. 


14. In Besoldungsgruppe 2 c 1 wird eingefügt: 
a) hinter „Oberamtsriditer^)“ 
und hinter 
„ Ober Studienräte 
an Höheren Schulen 

als Leiter der Studien- 
seminare für das Lehr- 
amt an Höheren Schu- 
len, 

als Leiter von Schüler- 
heimen mit minde- 
stens 40 Schülern, 

als Leiter von Zubrin- 
gesdiulen, 


11. entfällt 


12. entfällt 


13, entfällt 


14. entfällt 
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als ständige Vertreter 
der Leiter von Voll- 
schulen mit minde- 
stens 8 Klassen, mit 
Sonderaufgaben auf 
dem Gebiet der Schul- 
aufsicht,“ 

die Ziffer 
b) am Schlüsse: 

„2) Erhalten 2 Jahre nadi Erreichen des 
Endgrundgehalts eine ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage von 400 DM“. 

15. In Besoldungsgruppe 2 b wird hinter 
„Oberstudienräte als ständige Vertreter 
der Leiter besonders bedeutender Höhe- 
rer Schulen,“ der Zusatz eingefügt: „ins- 
besondere solcher Vollanstalten, die stän- 
dig in mindestens 7 Klassen doppelt ge- 
führt werden,“. 

16. In Besoldungsgruppe 2 a wird eingefügt: 
„Oberregierungsräte und Regierungsräte 
als Mitglieder beim Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- und Bausparwesen“. 


17. In Besoldungsgruppe Ib wird ein- 
gefügt: 

a) „Abteilungsdirektoren und Professo- 
ren des Bundesgesundheitsamt e s“. 


b) hinter „Oberstudiendi- 
rektoren als Leiter beson- 
ders bedeutender Höherer 
Schulen“ der Zusatz: 

insbesondere solcher 
Vollanstalten, die ständig 
in mindestens 7 Klassen 
doppelt geführt werden“. 

1 8. In Besoldungsgruppe 1 a w i r d eingefügt: 

„Erste Direktoren und Professoren des 
Bundesgesundheitsamtes“ , 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 


15. entfällt 


16. In Besoldungsgruppe 2 a wird eingefügt: 
„Oberregierungsräte und Regierungsrätc 
als Mitglieder beim Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- u. Bausparwesen“; 
ferner wird ersetzt; 

„Wissenschaftliche Räte und Professoren 
bei der Reichsanstalt für Wasser- und 
Luftgüte und beim Robert-Koch-Institut“ 
durch 

„Wissenschaftlidie Räte und Professoren 
beim Bundesgesundheitsamt“. 

17. In Besoldungsgruppe 1 b wird ersetzt: 

a) „Abteilungsdirektoren und Professoren 

bei der Reichsanstalt für Wasser- und 
Luftgüte“ durch 

„Abteilungsdirektoren und Professoren 
beim Bundesgesundheitsamt“. 

b) entfällt 


18. In Besoldungsgruppe 1 a werden 
a) eingefügt: 

„Erste Direktoren und Professoren 
beim Bundesgesundheitsamt“, 
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„Vizepräsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen". 


11 . 

Besoldungsordnung B 

1. Die Angabe über die Zuweisung zu den 
Tarif klassen des Wohnungsgeldzuschusses 
erhält bei Besoldungsgruppe 10 folgende 
Fassung: 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

2. Es werden eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe 2: 

„Präsident des Bundesverfassungsge- 
richtes", 

b) bei Besoldungsgruppe 3 a: 
„Vizepräsident des Bundesverfassungs- 
gerichtes", 

c) bei Besoldungsgruppe 4: 
„Bundesrichter beim Bundesverfas- 
sungsgericht“, 

„Präsident des Hauptprüfungsamtes 
für die Deutsche Bundesbahn“, 

d) bei Besoldungsgruppe 6: 

„Präsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen", 

e) bei Besoldungsgruppe 7 a: 

„Präsident der Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Land- 
wirtschaft", 

f) bei Besoldungsgruppe 8: 

„Präsident des Deutschen Hydrogra- 
phischen Instituts", 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

„Vizepräsident des Bundesaufsichts- 
amtes für das Versicherungs- und 
Bausparwesen", 

b) ersetzt: 

„Direktoren und Professoren beim 
Robert-Koch-Institut“ und „Direktor 
und Professor bei der Reichsanstalt für 
Wasser- und Luftgüte" durch 
„Direktoren und Professoren beim 
Bundesgesundheitsamt" und 

c) gestrichen; 

„Vizepräsident und Professor des 
Robert-Koch-Instituts". 


11 . 

Besoldungsordnung B 

1. unverändert 


2. unverändert 


15 



Entwurf 

g) bei Besoldungsgruppe 9: 

„Präsident der Bundesanstalt für Le- 
bensmittelforschung in Karlsruhe". 


III. 

Besoldungsordnung H 

Die Angaben über die Zuweisung zu den 
Tarif klassen des Wohnungsgeldzuschusses er- 
halten bei den Besoldungsgruppen 1 a und 
1 b folgende Fassung: 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

IV. 

Diätenordnung für die außerplanmäßigen 
Beamten 

In der Aufstellung der Diätensätze wird 

a) die bisherige Eintragung zu BesGr. 

A 4 a 2 gestrichen, 

b) hinter BesGr. A 3 c eingefügt: 

„A 4 a 2“. 

V. 

Aufstellung 

des Wohnungsgeldzusdiusses 

Die Aufstellung des Wohnungsgeldzuschus- 
ses (Anlage 4) zum Besoldungsgesetz vom 16. 
Dezember 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) er- 
hält die aus der beigefügten Anlage ersicht- 
liche Fassung. 


KAPITEL II 

Änderung der Besoldungsordnung für die 
Beamten der Deutschen Bundesbahn 

§ 3 

1 . 

Die Besoldungsordnung für die Reichs- 
bahnbeamten vom 10. Januar 1928 (Reichs- 
ministerialblatt S. 204) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 
g) entfällt 

3. Es werden gestrichen: 

a) bei Besoldungsgruppe 6: 

„Präsident und Professor des Ro- 
bert-Koch-Instituts“, 

b) bei Besoldungsgruppe 8: 

„Präsident und Professor der Reidis- 
anstalt für Wasser- und Luftgüte“. 

in. 

Besoldungsordnung H 

unverändert 


IV. 

Diätenordnung für die außerplanmäßigen 
Beamten 

entfällt 


V. 

Aufstellung des Wohnungsgeldzuschusses 

unverändert 


KAPITEL II 

Änderung der Besoldungsordnung für die 
Beamten der Deutschen Bundesbahn 

§3 

1 . 

Die Besoldungsordnung für die Reichs- 
bahnbeamten vom 10. Januar 1928 (Reichs- 
ministerialblatt S. 204) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung wird wie folgt geändert: 


16 



Entwurf 

l.In § 1 Satz 2 werden die Worte „§ 21 
Reichsbahngesetz‘‘ durch die Worte 
„§ 23 Bundesbahngesetz“ ersetzt. 

2. § 2 Ziffer 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„l*Das Grundgehalt wird den plan- 
mäßigen Beamten nach den Besol- 
dungsplänen A für aufsteigende Ge- 
hälter (Anlage 1 a), B für feste Ge- 
hälter (Anlage 1 b) gewährt. 

2. Die Grundgehälter werden, soweit 
nicht feste Gehälter vorgesehen sind, 
nach Dienstaltersstufen geregelt. Sie 
steigen von zwei zu zwei Jahren bis 
zur Erreichung des Endgrundgehalts. 
Die Dienstalterszulagen werden vom 
Ersten des Monats an gezahlt, in den 
der Eintritt in die neue Dienstalters- 
stufe fällt.“ 

3. § 6 Ziffer 7 erhält folgende Fassung: 

„Beim Übertritt aus einer Besoldungs- 
gruppe in eine andere mit niedrigerem 
Endgrundgehalt setzt der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn das Besoldungs- 
dienstalter fest“. 

4. § 10 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

„Welcher Ortsklasse ein Ort außerhalb 
Deutschlands zuzuweisen ist, bestimmt 
der Bundesminister für Verkehr im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen“. 

5. In § 12 Ziffer 5 werden die Worte „Der 
Reichsverkehrsminister“ durch die Worte 
„Der Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn“ ersetzt. 

6. § 15 erhält folgende Fassung: 

„Beamte im Vorbereitungsdienst kön- 
nen Unterhaltszuschüsse in Anlehnung an 
die für die sonstigen Beamten des Bundes 
geltenden Bestimmungen erhalten.“ 

7. § 20 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
„Für die Abrundung der auszuzahlen- 
den Beträge gelten die vom Bundesmini- 
ster der Finanzen erlassenen Bestimmun- 
gen.“ 

8. § 24 erhält folgende Fassung: 

„Die Dienst Bezeichnungen, die diese 
Besoldungsordnung für die Beamten der 
Besoldungsgruppen 17 a bis 6 vorsieht, 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

l.In § 1 Satz 2 werden die Worte „§ 21 
Reichsbahngesetz“ durch die Worte „§ 23 
des Bundesbahngesetzes“ ersetzt. 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 24 erhält folgende Fassung: 

„Die Amtsbezeichnungen, die diese Be- 
soldungsordnung für die Beamten der 
Besoldungsgruppen 17 a bis 6 vorsieht, 
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können auf Vorschlag des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn durch den 
Bundesminister für Verkehr festgesetzt 
oder geändert werden.“ 

9. § 30 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Verkehr er- 
läßt auf Vorschlag oder nach An- 
hörung des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn und im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen die 
Ausführungsbestimmungen zu dieser Be- 
soldungsordnung (Besoldungsvorschriften). 
§ 22 Bundesbahngesetz bleibt unberührt.“ 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

können auf Vorschlag des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn durch den Bun- 
desminister für Verkehr festgesetzt oder 
geändert werden.“ 

9. § 30 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Verkehr er- 
läßt auf Vorschlag des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn und im Einver- 
nehmen mit den den Bundesministern 
der Finanzen und des Innern die Aus- 
führungsbestimmungen zu dieser Besol- 
dungsordnung (Besoldungsvorschriften). 
§ 22 des Bundesbahngesetzes bleibt un- 
berührt.“ 


II. 

In die Besoldungsordnung wird folgende 
Bestimmung eingefügt: 

4 31 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit de m Bun- 
desminister der Finanzen die Besoldungsord- 
nung für die Beamten der Deutschen Bundes- 
bahn und ihre Anlagen den durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Be- 
soldungsrechts vom 20. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 582) und dieses Gesetz sowie 
durch künftige Gesetze getroffenen Ände- 
rungen des Besoldungsgesetzes und seiner 
Anlagen durch Rechtsverordnung anzu- 
passen.“ 


II. 

In die Besoldungsordnung wird folgende 
Bestimmung eingefügt: 

4 31 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern der Finanzen und des Innern 
die Besoldungsordnung für die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn und ihre Anlagen 
den durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 582) 
und dieses Gesetz sowie durch künftige Ge- 
setze getroffenen Änderungen des Besol- 
dungsgesetzes und seiner Anlagen durch 
Rechtsverordnung anzupassen.“ 


§4 

Der der Besoldungsordnung für die Reichs- 
bahnbeamten als Anlage 1 belgebene Besol- 
dungsplan wird wie folgt geändert: 

I. 

Die Besoldungsgruppen 4 a, 9 a, 14 a, O 14, 
015, 016, 017 und O 17 a werden ge- 
strichen. Soweit noch Beamte solcher Besol- 
dungsgruppen vorhanden sind, werden sie in 
die der Ordnungszahl Ihrer bisherigen Besol- 
dungsgruppe entsprechende Besoldungs- 
gruppe übergeführt. Das Besoldungsdienst- 
alter bleibt unverändert. 

II. 

Die Angaben über die Zuweisung zu den 
Tarifklassen des Wohnungsgeldzuschusses er- 
halten folgende Fassung: 


§ 4 


unverändert 


I. 

unverändert 


II. 

unverändert 
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a) bei den Besoldungsgruppen 1, 1 a Woh- 
nungsgeldzuschuß: II 

b) bei den Besoldungsgruppen 2, 3, 4 und 
5 Wohnungsgeldzuschuß: III 

c) bei den Besoldungsgruppen 6, 7, 7 a, 7 b 
und 8 Wohnungsgeldzuschuß: IV 

d) bei den Besoldungsgruppen 9, 10, 11, 12, 
13, 14, 15, 16, 17 und 17 a Wohnungs- 
geldzuschuß: V 

IIL 

Der bisherige Besoldungsplan (Anlage 1 der 

Besoldungsordnung) wird als Besoldungsplan 

A für aufsteigende Gehälter Anlage 1 a. 


Beschlüsse des2 5. Ausschusses 


IIL 

Der bisherige Besoldungsplan (Anlage 1 
der Besoldungsordnung) wird als Besol- 
dungsplan A für aufsteigende Gehälter An- 
lage 1 a. 

Diese Anlage 1 a wird wie folgt geändert: 

a) In der Besoldungsgruppe 1 wird ersetzt 

„Ministerialräte“ durch „Hauptverwal- 
tungsräte“ und „Vizepräsidenten“ durch 
„Vizepräsidenten der Generalbetriebslei- 
tungen“, „Vizepräsidenten der Bundes- 
bahn-Zentralämter“, „Vizepräsidenten 
der Bundesbahn-Direktionen“ und 
„Vizepräsident des Bundesbahn-Sozial- 
amts“; 

b) in der Besoldungsgruppe 2 wird ersetzt 

„Ministerialbürodirektor“ durch „Büro- 
direktor in der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn“ und 

„Oberreichsbahnräte“ durch „Bundes- 
bahnoberräte“; 

ferner werden gestrichen 
„Oberregierungsräte“ und „Oberregie- 
rungsbauräte“; 

c) in der Besoldungsgruppe 3 werden ge- 
strichen 

„Regierungsräte“ und „Regierungsbau- 
räte“; 

d) Besoldungsgruppe 4 
erhält folgende Fassung: 
„Bundesbahnamtsräte in der Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn, 
Bundesbahnoberamtmänner (technisch 
und nichttechnisch)“; 

c) in Besoldungsgruppe 5 wird ersetzt 
„Ministerialkanzleivorsteher“ durch 
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„Kanzleivorsteher in der Hauptverwal- 
tung der Deutschen Bundesbahn“ und 

„Reidisbahnamtmänner“ durch „Bundes- 
bahnamtmänner (tedinisdi und nichttech- 
nisch)“ 

f) in Besoldungsgruppe 6 wird gestridien 

„Regierungsoberinspektoren (technisch 
und nichttechnisch)“ 
und am Ende eingefügt: 
„Vizeseekapitäne“ ; 

g) in Besoldungsgruppe 7 wird gestrichen 

„Regierungsinspektoren (tedinisch und 
nichttechnisch)“; 

h) in Besoldungsgruppe 7 b wird ersetzt 

„Ministerialregistratoren“ durch „Haupt- 
verwaltungsregistratoren“ 
und am Ende eingefügt 

„Bundesbahnbetriebsinspektoren, (tech- 
nisch und nidittechnisch) (künftig weg- 
fallend)‘‘; 

i) in Besoldungsgruppe 11 wird am Ende 
eingefügt 

„Bundesbahnoberbetriebswarte“; 

k) in Besoldungsgruppe 13 wird ersetzt 

„Ministerialoberamtsgehilfen“ durch 
„Oberamtsgehilfen in der Hauptverwal- 
tung der Deutschen Bundesbahn“; 

l) in Besoldungsgruppe 14 wird ersetzt 

„Ministerialamtsgehilfen“ durch „Amts- 
gehilfen in der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn“. 


IV. 


IV. 


Für die Beamten mit festen Gehältern 
wird als Anlage Ib der Besoldungs- 
plan B wie folgt aufgestellt: 


Für die Beamten mit festen Gehältern wird 
als Anlage 1 b angefügt: 


„Besoldungsplan B 


„Besoldungsplan B 


Besoldungsgruppe 2 

jährlich 

monatlich . . . . 


26 500 — DM, 
2 208,34 DM. 
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Wohnungsgeldzuschuß: I 
Der Vorsitzer und die weiteren Mit- 
glieder des Vorstandes der Deutschen Bundes- 
bahn 

Besoldungsgruppe 4 

jährlich 19 000, — DM, 

monatlich 1 583,34 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: I 
Abteilungsleiter in der Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn 

Besoldungsgruppe 6 

jährlich 17 000,— DM, 

monatlich 1 416,67 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

Bundesbahndirektionspräsi- 
denten als Präsidenten einer General- 
betriebsleitung, einer Bundesbahndirek- 
tion oder eines Bundesbahn-Zentral- 
a m t e s 


Besoldungsgruppe 7 a 

jährlich 16 000, — DM, 

monatlich 1 333,34 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: II 
U n t e r a b t e i 1 u n g s 1 e i t e r in der 
Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn, 

Bundesbahndirektionspräsi- 


denten als Präsidenten einer Bundes- 
bahndirektion’O oder des Eise nbahn- 
Sozialamt e s. 


*) Nur in den vom Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen bestimmten Stellen.“ 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

Wohnungsgeldzuschuß: I 

Erster Präsident der Deutschen Bundesbahn 

als Vorsitzer des Vorstandes, 

Präsidenten der Deutschen Bundesbahn als 
Mitglieder des Vorstandes 

Besoldungsgruppe 4 

jährlich 19 000,— DM, 

monatlich 1 583,34 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: I 
Direktoren der Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn 

Besoldungsgruppe 6 

jährlich 17 000,— DM, 

monatlich 1 416,67 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

Präsidenten der Generalbetriebsleitungen, 

Präsidenten der Bundesbahndirektionen, so- 
weit nicht in der Besoldungsgruppe B 7 a, 

Präsidenten der Bundesbahn-Zentralämter 
Besoldungsgruppe 7 a 

jährlich 16 000,— DM, 

monatlich 1 333,34 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: II 

Hauptverwaltungsdirigenten, 

Präsidenten der Bundesbahndirektionen, so- 
weit nicht in Besoldungsgruppe B 60? 
Präsident des Bundesbahn-Sozialamts. 


*) Nur in den vom Bundesministcr für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen bestimmten Stellen.“ 


KAPITEL III 


KAPITEL III 


Ortsklassenverzeichnis 


Ortsklassen'^erzeichnis 


§ 5 

In dem durch die Verordnung vom 23. 
Oktober 1924 (Reichsbesoldungsblatt S. 289) 
festgelegten Ortsklassenverzeicnnis wird die 
Ortsklasse D gestrichen. Alle Orte, die nach 
dem Ortsklassenverzeichnis und den hierzu 
inzwischen ergangenen Berichtigungen, Än- 
derungen und Ergänzungen der Ortsklasse D 
zugewiesen waren, werden der Ortsklasse C 
zugeteilt. 


§5 


unverändert 
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KAPITEL IV 

Besoldung der leitenden Kommunalbeamten 

§6 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern und mit Zustimmung 
des Bundesrats durch Rechtsverordnung 
Richtlinien über die Besoldung der leitenden 
Kommunalbeamten zu erlassen. 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 
KAPITEL IV 

Besoldung der leitenden Kommunalbeamten 

§ 6 

entfällt 


KAPITEL IV a 

Besondere Rahmenvorschriften für Lehr- 
kräfte 

§ 6 a 

Die Länder können in Abweichung von 
den §§ 8 und 9 des Gesetzes zur Änderung 
des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 1951 
(BundesgesetzbL I S. 939) Vorschriften er- 
lassen, nach denen 

1. die Bezüge der Volksschullehrer mit der 
bisher dritten Dienstaltersstufe der Besol- 
dungsgruppe A 4 c 2 beginnen, 

2. die durch die Einführung der Reichsbesol- 
dungsordnung in den Ländern eingetre- 
tenen Verschlechterungen der Besoldung 
und Versorgung der Lehrer beseitigt wer- 
den, 

3. für einen Teil der Lehrkräfte aller Schul- 
arten und der fachlichen Schulaufsichts- 
beamten zum Ausgleich der schlechteren 
Beförderungsmöglichkeiten gegenüber an- 
deren vergleichbaren oder gleiA zu bewer- 
tenden Beamtengruppen angemessene Ver- 
besserungen ihrer Besoldung herbeigeführt 
werden. 

KAPITEL IV b 

Zulagen zu den Dienst- und Versorgungs- 
bezügen 

§6b 

An Stelle der im Haushaltsjahr 1952 ge- 
währten einmaligen Zahlungen wird die nach 
§ 5 Abs, 1 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 6, De- 
zember 1951 (BundesgesetzbL I S. 939) vom 
1. Oktober 1951 ab zu zahlende Zulage für 
die Zeit vom 1. April 1953 ab um weitere 
zwanzig vom Hundert des Grundgehalts er- 
höht. 

§ 6c 

(1) An Stelle der im Haushaltsjahr 1952 
gewährten einmaligen Zahlungen treten 
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KAPITEL V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 7 

(1) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Beamten der Besol- 
dungsgruppe A 8 b behalten bei Ihrer Über- 
leitung in die Besoldungsgruppe A 8 a ihr bis- 
heriges Besoldungsdienstalter. 


(2) Bei der Überleitung 

aus der BesGr. A 4 b 2 in die BesGr. A 4 a 2 
und 

aus der BesGr. A 4 a 2 (alt) In die BesGr. 
A 4 a 2 (neu) kann den Beamten ihr bis- 
heriges Besoldungsdienstalter belassen 
werden. 

(3) Bei der Überleitung 

aus der BesGr. A 4 b 1 in die BesGr. A 3 d 
oder A 3 d mit ruhegehaltfähiger Stellen- 
zulage von 200 DM und 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

1. zu den nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts vom 6. Dezember 1951 in der Fas- 
sung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) 
vorgesehenen Zulagen von zwanzig und 
sechzehn vom Hundert für die Zeit vom 
1. April 1953 ab weitere Zulagen in jeweils 
gleicher Höhe, 

2. zu der nach § 6 Abs. 2 des genannten 
Gesetzes vorgesehenen Erhöhung der 
Übergangsgehälter und Übergangsbezüge 
um zwanzig vom Hundert für die 
Zeit vom 1. April 1953 ab eine weitere 
Erhöhung im gleichen Umfang. Die Über- 
gangsgehälter und Übergangsbezüge dürfen 
einschließlich der Erhöhungen das nach 
Anwendung der Nummer 1 sich ergebende 
Ruhegehalt nicht übersteigen. 

(2) Die Regelung in Absatz 1 gilt auch bei 
Anwendung des § 6 Abs. 3 und 4 des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Be- 
soldungsrechts vom 6. Dezember 1951 in 
der Fassung des Gesetzes vom 20. August 
1952. 


KAPITEL V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§7 

(1) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Im Amt befindlichen Beamten der Besol- 
dungsgruppe A 8 b behalten bei ihrer Über- 
leitung in die Besoldungsgruppe A 8 a ihr bis- 
heriges Besoldungsdienstalter. Es beginnt je- 
doch frühestens mit Vollendung des 26. Le- 
bensjahres. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 
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aus der BcsGr. A 4 b 1 mit ruhegehaltfähi- 
ger Stellenzulage von 200 DM in die Bes- 
Gr. A 3 d mit ruhegehaltfähiger Stellenzu- 
lage von 200 DM 

kann das bisherige Besoldungsdienstalter der 

Beamten um 6 Jahre verbessert werden. 

(4) Die Kürzung des bisherigen Besoldungs- 
dienstalters kann bei der Überleitung 

aus der BesGr, A 4 b 1 mit ruhegehaltfähiger 
Stellenzulage von 200 DM in die BesGr. 
A 3 b auf höchstens 6 Jahre, 

aus der BesGr. A 3 c in die BesGr. A 3 b auf 
höchstens 10 Jahre und 

aus der BesGr. A 3 b in die BesGr. A 2 d auf 
höchstens 2 Jahre begrenzt werden. 


§ 8 

Die Bundesminister der Finanzen und des 
Innern erlassen die allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften. 

§ 9 

Dieses Gesetz sowie die auf Grund 
dieses Gesetzes ergehenden 
allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriftengelten auch im Lande Berlin, 
sobald Berlin gemäß Art. 87 
Abs. 2seinerVerfassungdieAn- 
wendung des Gesetzes beschlös- 
se n h a t. 

§ 10 

Die Bundesminister der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Besoldungsgesetzes und seiner Anlagen in der 
nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 


(4) entfällt 


§ 7a 

Die Vorschriften des Kapitels I § 1, Nr. 8, 
§ 2 Abschnitt I Nummer 1, Abschnitt II 
Nummer 1, Abschnitt III und Abschnitt V 
und des Kapitels II § 4 Abschnitt II gelten 
entsprechend für den Wohnungsgeldzuschuß, 
der bei der Berechnung der im § 6 des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Be- 
soldungsrechts vom 6. Dezember 1951 in der 
Fassung des Gesetzes vom 20. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 582) bezeichneten Be- 
züge zugrunde zu legen ist, auch wenn der 
Versorgungsfall vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eingetreten ist. 

§ 8 

unverändert 


§9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 


§ 10 

Die Bundesminister der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Besoldungsgesetzes und seiner Anlagen in der 
nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
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Entwurf 

20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) und 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzumachen und dabei auch 
die durch die veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse erforderlichen Anpassungen des 
Textes und der Amtsbezeidinungen vor- 
zunehmen. 

§ 11 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit de m Bun- 
desminister der Finanzen den Wortlaut der 
Besoldungsordnung für die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn und der Anlagen in 
der nadi diesem Gesetz geltenden Fassung 
Im Bundesgesetzblatt, Teil I, bekanntzu- 
machen und dabei auch die durch die verän- 
derten staatsrechtlichen Verhältnisse erfor- 
derlichen Anpassungen des Textes und der 
Amtsbezeichnungen vorzunehmen. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1953 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 2 5. Ausschusses 

20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) und 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzumachen und dabei auch 
die durch die veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse erforderlichen Anpassungen des 
Wortlautes und der Amtsbezeichnungen vor- 
zunehmen. 

§ 11 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, Im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern der Finanzen und des Innern den 
Wortlaut der Besoldungsordnung für die 
Beamten der Deutschen Bundesbahn und der 
Anlagen in der nach diesem Gesetz geltenden 
Fassung Im Bundesgesetzblatt, Teil I, be- 
kanntzumachen und dabei auch die durch die 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse er- 
forderlichen Anpassungen des Wortlautes und 
der Amtsbezeichnungen vorzunehmen. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1953, Ka- 
pitel IV b jedoch am 1. April 1953 In Kraft. 
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Entwurf 

Anlage 

W ohnungsgeldzusdiuß 

a) für Beamte mit weniger als drei kinder- 
zuschlagfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Orts- 

klasse 

I 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

VII 

DM 

Sonder- 

klasse 

2520 

2016 

1584 

1152 

864 

636 

402 

A 

2160 

1728 

1368 

1008 

732 

534 

348 

B 

1800 

1440 

1080 

792 

606 

444 

288 

C 

1368 

1080 

864 

648 

474 

348 

216 


b) für verheiratete, verwitwete oder geschie- 
dene Beamte mit drei oder vier kinder- 
zuschlagfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Orts- 

klasse 

I 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

Sonder- 

klasse 

3360 

2688 

2112 

1536 

1152 

846 

A 

2880 

2304 

1824 

1344 

984 

714 

B 

2400 

1920 

1440 

1056 

810 

600 

C 

1824 

1440 

1152 

864 

636 

462 


c) für verheiratete, verwitwete oder geschie- 
dene Beamte mit fünf oder mehr kinder- 
zuschlagfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Orts- 

klasse 

I 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

Sonder 







klasse 

3780 

3024 

2376 

1728 

1296 

954 

A 

3240 

2592 

2052 

1512 

1104 

804 

B 

2700 

2160 

1620 

1188 

912 

672 

C 

2052 

1620 

1296 

972 

714 

522 


Beschlüsse d e s 2 5. A u s s c h u s s e s 

Anlage 

W ohnungsgeldzuschuß 

a) für Beamte mit weniger als drei kinder- 
zuschlagfähigen Kindern 


Jahresbetrag für Tarifklasse 


Orts- 

klasse 

1 

DM 

II 

DM 

III 

DM 

IV 

DM 

V 

DM 

VI 

DM 

VII 

DM 

Sonder- 

klasse 

2730 

2184 

1716 

1248 

936 

684 

438 

A 

2340 

1822 

1482 

1092 

792 

576 

372 

B 

1950 

1560 

1170 

858 

654 

480 

312 

C 

1482 

1170 

936 

702 

516 

372 

234 


b) unverändert 


c) unverändert 
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